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Kurz gemeldet 

Aus dem Plenum
Vom 13. bis 15. April fand im 
Thüringer Landtag die letzte 
Plenarsitzung vor den Oster-
feiertagen statt. Dabei stan-
den zahlreiche Gesetzent-
würfe und Anträge auf der 
Tagesordnung. Nach einer 
ausführlichen Debatte verab-
schiedeten die Parlamentari-
er mehrheitlich das Thüringer 
Vergabegesetz, welches die 
Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge neu ordnet. Im Anschluss 
stimmten sie zugleich für das 
Thüringer Mittelstandsförder-
gesetz, das die zielgerichte-
te und effektive Förderung der 
Thüringer Unternehmerland-
schaft regelt. Beide Gesetze 

treten zum 1. Mai 2011 in Kraft. 
Die Fraktion DIE LINKE brach-
te einen Gesetzentwurf zur 
Änderung des Thüringer Kom-
munalabgabengesetzes in das 
Plenum ein. Der Entwurf wur-
de zur Beratung in den Innen-
ausschuss überwiesen. 
Ferner debattierten die Volks-
vertreter über den Antrag der 
Fraktionen CDU und SPD zum 
Thema „Bilanz des Beirates für 
Nachhaltige Entwicklung – 
Wege zu einer Thüringer Nach-
haltigkeitsstrategie“. Der An-
trag der Regierungsfraktionen 
„Kfz-Kennzeichen sind gelebte 
Identität“ zur Liberalisierung 
von Kfz-Kennzeichen wurde 

fraktionsübergreifend posi-
tiv aufgenommen. Auf Antrag 
der FDP-Fraktion wurde über 
eine angemessene Vergütung 
von Praktikanten in Thüringer 
Landesministerien diskutiert. 
Einen Antrag über die Mit-
te-Deutschland-Verbindung 
brachte die Fraktion BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜNEN in den Land-
tag ein.
Im Rahmen der Aktuellen Stun-
de debattierte die SPD-Frakti-
on über die Auswirkungen der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit ab 
dem 1. Mai 2011 auf Thüringen. 
Die LINKE fragte nach der Er-
fordernis öffentlicher Erörte-
rungstermine zur möglichen 

Am 29. März stattete der britische Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland, S. E. Simon Gerard McDonald, Landtagspräsidentin 
Birgit Diezel (CDU) seinen Antrittsbesuch ab. +++ Das diesjährige Landesfinale „Jugend debattiert“ fand am 6. April im Thüringer Land-
tag statt. Schüler aus ganz Thüringen stellten ihre Redegewandtheit unter Beweis. In den Jahrgangsstufen 8 bis 10 hat Albrecht Dorsch 
(Lerchenberggymnasium Altenburg) gewonnen. Lukas Gintrowski (Christliches Gymnasium Jena) gewann in den Jahrgangstufen 11 
bis 13. +++ Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) würdigte am 12. April bei der Übergabe des Landeskommandos Thüringen in ihrem 
Grußwort die Verdienste des scheidenden Obersts Hofeditz. Weiterhin begrüßte sie den Nachfolger, Oberst Reinelt, in seinem neuen 
Amt. +++ Die Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen Silvia Liebaug übergab Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) am 30. März 
ihren Jahresbericht 2010. Ferner überreichte die Landesbeauftragte des Freistaats Thüringen für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR, Hildigund Neubert, am 12. April ihren Tätigkeitsbericht für das Jahr 2010 an die Landtagspräsidentin.

Girls’Day im Thüringer Landtag
Am 14. März war es wie-
der so weit: Zum 11. Mal 
fand der bundeswei-
te Mädchenzukunfts-
tag, der sogenannte 
„Girls’Day“ statt. Mehr 
als 125.000 Mädchen in-
formierten sich in 10.000 
Veranstaltungen über 
Berufe in den Bereichen 
Technik, Naturwissen-
schaft und der Verwal-
tung.
Auch der Thüringer 
Landtag beteiligte sich 
an dem Berufsinformati-
onstag und öffnete seine 
Türen für Schülerinnen. 
Mädchen aus dem Frei-
staat nutzten diese 
Chance, um die Arbeits-
welt des Landesparla-
ments kennenzulernen. 
Im Landtag informierten 
sich die Mädchen über 
den Berufsalltag eines 
Politikers, über die Ar-
beit in den Fraktionen 
sowie über die Arbeit 
in der Landtagsverwal-
tung. Zudem wurden ih-
nen verschiedene Aus-

Europa parlamenta-
risch stärken – den 
Landtag beteiligenbildungsberufe wie 

beispielsweise Fach-
angestellte für Medi-
en- und Informations-
dienste, Fachrichtung 
Bibliothek vorge-
stellt. Ein fiktiver Ein-
stellungstest rundete 
den Tag ab. Landtags-
präsidentin Birgit 
Diezel (CDU) freute 
sich über den Besuch 
der Mädchen: „Der 
Girls’Day ist eine her-
vorragende Möglich-
keit für Schülerinnen 
unbekannte Berufs-
felder zu entdecken, 
die aussichtsreiche 
Perspektiven bieten. 
Gerade die Vielfalt der 
modernen Arbeits-
welt erschwert den 
jungen Menschen oft 
die Entscheidung für 
einen passenden Be-
ruf. Der Mädchen-Zu-
kunftstag ist daher 

eine gute Gelegenheit 
für die Berufsorientie-
rung.“ 

Am 14. April stimmte der Thü-
ringer Landtag einer Vereinba-
rung mit der Landesregierung 
über die Unterrichtung und 
Beteiligung des Landtags in 
Angelegenheiten der Europä-
ischen Union zu. Die Landesre-
gierung ist fortan verpflichtet, 
den Landtag rechtzeitig über 
alle Angelegenheiten der Euro-
päischen Gemeinschaft zu un-
terrichten, soweit sie für das 
Land von grundsätzlicher Be-
deutung sind. „Auf diese Weise 
werden die Rechte des Parla-
ments in EU-Angelegenheiten 
gestärkt“, erklärt Landtagsprä-
sidentin Birgit Diezel (CDU). 
„Das Parlament kann endlich 
seiner gewachsenen Verant-
wortung in EU-Angelegen-
heiten gerecht werden und 
sich aktiv am System der so-
genannten Frühwarnkontrolle 
beteiligen.“
Die Vereinbarung wird am 
19. Mai von Ministerpräsiden-
tin Christine Lieberknecht und 
Landtagspräsidentin Birgit Die-
zel (beide CDU) unterzeichnet.

Genehmigung der Starkstrom-
trasse durch den Thüringer 
Wald. Die Fraktion der FDP 
machte die Zusammenarbeit 
der Landesregierung mit den 
Akteuren der Thüringer Wirt-
schaft zum Gegenstand ih-
rer Aktuellen Stunde. Über die 
Halbzeitbilanz für das Aus-
bildungsjahr 2011 debattierte 
die Fraktion der CDU. BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN stellten 
die Gefährdung der Fortfüh-
rung der Koordinationsstel-
le ‚UN-Dekade Bildung für 
nachhaltige Entwicklung’ für 
Thüringen des Arbeitskreises 
Umweltbildung auf die Tages-
ordnung.

Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) begrüßte 
gemeinsam mit den Vizepräsidentinnen Dr. Birgit 
Klaubert (DIE LINKE). Franka Hitzing (FDP), Astrid Rothe-
Beinlich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Vizepräsident 
Heiko Gentzel (SPD) die Teilnehmerinnen.
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Aus der Arbeit der Ausschüsse 

Veranstaltungen 

Haushalts- und Finanzausschuss
Anhörung zur Frage einer Schuldenbremse in der 
Verfassung beschlossen

Wirtschaftsausschuss 
auf Hannover Messe zu Gast
Der Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit des 
Thüringer Landtags informierte 

sich in einer auswärtigen Sit-
zung am 8. April auf der Hanno-
ver Messe über neueste Trends 
und Entwicklungen im Bereich 
Technologie. „Für unsere Arbeit 
ist es wichtig, Trends und Ent-
wicklungen aus erster Hand 

zu erfahren. Der Arbeitsbesuch 
auf der Hannover Messe diente 
dazu, bestehende Kontakte 

auszubauen und 
neue zu knüpfen“, 
so der stellvertre-
tende Ausschuss-
vorsitzende Rolf 
Baumann (SPD).
Die Parlamenta-
rier besuchten u. 
a. die Stände Re-
search & Techno-
logy Thüringen, 
Forschungsland 
M i t t e l d e u t s c h -
land sowie den 

Gemeinschaftsstand des Frei-
staats Thüringen als auch den 
Firmen-Gemeinschaftsstand 
der IHK Ostthüringen, an de-
nen sich zahlreiche Firmen und 
Forschungseinrichtungen aus 
dem Freistaat präsentierten.

In seiner Sitzung vom 7. April 
beschloss der Haushalts- und 
Finanzausschuss eine Anhö-
rung zur Frage einer Schul-
denbremse in der Thüringer 
Verfassung. Im Rahmen die-
ser umfassenden schriftlichen 
Anhörung sollen bis 20. Mai 
dieses Jahres mehr als 20 An-
zuhörende Stellungnahmen 
abgeben können. Insbesonde-
re soll geklärt werden, ob es bei 
einem angestrebten Schulden-
verbot zu unerwünschten Aus-
weichreaktionen und damit zu 
einer Umgehung der Schul-
denbremse kommen kann. Der 
Ausschuss möchte auch erfah-
ren, ob es durch die Steuerpoli-
tik des Bundes und Mehrheits-
entscheidungen im Bundesrat 
möglich ist, dass einzelne Län-
der das Schuldenverbot nicht 

einhalten können. „Die Einfüh-
rung einer Schuldenbremse in 
die Verfassung muss gründlich 
bedacht werden. Für die dafür 
nötigen Mehrheiten bedarf es 
eines breiten Konsenses. Da-
her ist es wichtig, die Erfah-
rung von Fachleuten und die 
Überlegungen anderer Bun-
desländer in den Diskussions-
prozess einfließen zu lassen. 
Es ist wichtig, bei der Ausge-
staltung der konkreten Rege-
lungen auch die Einnahme-
seite nicht aus den Augen zu 
verlieren“, so der stellvertre-
tende Ausschussvorsitzende 
Maik Kowalleck (CDU). Nach 
Eingang der Stellungnahmen 
wird sich der Ausschuss weiter 
intensiv mit der Thematik der 
Schuldenbremse befassen.

3. Thüringer Stiftungstag im Landesparlament

Start des Wettbewerbs jugend@ehrenamt

Am 1. April nutzten zahlreiche 
Thüringer Stiftungen die 
Chance, sich auf dem 3. Thü-
ringer Stiftungstag im Land-
tag zu präsentieren. Unter dem 
Motto „Stiftungen in Koopera-
tionen & Netzwerken“ veran-
staltete das Abbe-Institut für 
Stiftungswesen der Friedrich-
Schiller-Universität Jena den 
3. Thüringer Stiftungstag mit 
dem Ziel, das Thüringer Stif-
tungswesen attraktiver und 
transparenter zu gestalten. Die 
Schirmherrin der Aktion, Land-
tagspräsidentin Birgit Diezel 
(CDU), erklärte dazu: „Grund-
lage einer jeden Stiftung ist 

nicht nur das eingebrachte 
Kapital, sondern vor allem die 
Idee, der Stiftungszweck und 
das persönliche Engagement. 
Damit leisten Stiftungen eine 
Arbeit, die für unser Gemein-
wesen von unschätzbarem 
Wert ist und durch die unsere 
aktive und solidarische Bürger-
gesellschaft immer wieder neu 
belebt wird.“ 
Auf dem Stiftungstag stellten 
verschiedene Thüringer Stif-
tungen ihre Arbeit und Projekte 
mit einem eigenen Stand vor. 
Neben Vorträgen, Workshops 
und einer Podiumsdiskussi-
on zum Thema „Stiftungsnetz-

Landtagspräsidentin Birgit Diezel 
(CDU) bei der Eröffnung des Stiftungs-
tages

Anfang April gab 
Landtagspräsidentin 
Birgit Diezel (CDU) 
den Startschuss für 
die diesjährige Run-
de des Wettbewerbs 
jugend@ehrenamt, 
welcher im Rahmen 
des Tags der offenen 
Tür des Thüringer 
Landtags am 25. Juni 
2011 vergeben wird. 
„Im Mittelpunkt des 
Wettbewerbs steht 
das ehrenamtliche 
Engagement der Ju-
gendlichen“, so die Landtags-
präsidentin über den För-
derpreis. „Er soll Vereine und 
deren junge Engagierte in ih-
rem Einsatz unterstützen und 

deutlich machen, dass Demo-
kratie vom Engagement je-
der einzelnen Person lebt und 
Spaß macht. Ziel soll es sein, 
dass ehrenamtliches Engage-

werke, Stiftungskooperationen 
und Projekttransfers“ wurden 
vier Stiftungen mit dem Thü-
ringer Stiftungspreis 2011 für 
Low-Budget-Projekte ausge-
zeichnet. Den 1. Preis, der mit 
500 Euro dotiert war, gewann 
die Stiftung Westthüringen für 
ihr Theaterprojekt „Westthü-
ringer Festspielsommer“. Fer-
ner wurde die Diakoniestif-
tung Weimar-Bad Lobenstein, 
die Bürgerstiftung Zwischen-
raum Jena sowie die Stiftung 
Faszination Begabung aus Ro-
thenstein/Ölknitz für ihr Enga-
gement geehrt.

ment an und mit jun-
gen Menschen öffent-
lich bekannt gemacht 
und speziell das Enga-
gement von Gruppen 
und Personen in der 
Kinder- und Jugendar-
beit gewürdigt, aner-
kannt und unterstützt 
wird.“
Teilnehmen oder vor-
geschlagen werden 
können junge Men-
schen bis 20 Jahre, 
die sich ehrenamtlich 
für andere Menschen 

oder das Gemeinwesen enga-
gieren. Ob sportlich, kulturell, 
schulisch, musisch, sozial oder 
ökologisch: Gesucht werden 
Vereine und Initiativen, aber 

auch Einzelpersonen, die ganz 
konkrete Projekte geplant und 
umgesetzt haben. 
Die besten Bewerber können 
ihr Projekt beim Tag der of-
fenen Tür im Plenarsaal der Öf-
fentlichkeit vorstellen. Der För-
derpreis jugend@ehrenamt ist 
mit insgesamt 2.000 Euro do-
tiert.

Bewerbungen können bis zum 
6. Juni 2011 an das Referat Öf-
fentlichkeitsarbeit des Thürin-
ger Landtags gerichtet wer-
den:
Thüringer Landtag, Referat Öf-
fentlichkeitsarbeit, Jürgen-
Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt
E-Mail: oeffentlichkeitsarbeit@
landtag.thueringen.de

Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) mit der Vorjahres-
siegerin Maria Theresa Faulstich
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Mittelstandsförderung

Henry Worm: Mädchen und Jungen sollen 
über „Tellerrand“ hinausschauen

Sechs Schülerinnen lernten 
zum Girls´Day 2011 auf Einla-
dung der CDU-Fraktion den 
Thüringer Landtag kennen. Der 
gleichstellungspolitische Spre-
cher der Fraktion, Henry Worm, 
ermutigte sowohl Mädchen 
als auch Jungen, über den „Tel-
lerrand“ hinauszuschauen und 
sich bei Ausbildungs- oder Stu-
dienplatzwahl nicht nur nach 
dem typischen Geschlechter-
rollenverständnis zu richten. 
Worm kündigte an, dass die 
Fraktion daher zum nächsten 
Zukunftstag auch Jungen ein-
laden werde.

Schulordnung nach Anhörungsfrist 
gemeinsam beraten
Das Kultusministerium soll 
den Entwurf der Schulordnung 
noch einmal grundlegend  
überarbeiten. Das hat der bil-
dungspolitische Sprecher der 
CDU-Fraktion, Volker Emde, ge-
fordert. „Es muss möglich blei-
ben, Klassen zu wiederholen, 
und nicht jede Zensur muss 
noch einmal beschrieben wer-
den. Lehrer brauchen Zeit für 
den Unterricht und nicht zur 
Erstellung von Berichten“, so 
Emde. Die CDU wendet sich 
ferner dagegen, Grundschulen 
zum jahrgangsübergreifenden 
Unterricht zu verpflichten. „Zur 

Eigenverantwortung gehören 
Entscheidungsmöglichkeiten. 
Eine Entmachtung der Schul-
konferenz ist nicht hinnehm-
bar“, erklärte der Abgeordnete. 
Der Bildungspolitiker bedau-
erte, dass die CDU-Fraktion die 
Schulordnung nicht mit habe 
erarbeiten können. Seine Frak-
tion habe ihn zeitgleich mit 
den Thüringer Medien erhal-
ten. Die Koalitionsfraktionen 
hätten sich jedoch verständigt, 
im Nachgang der Anhörungs-
phase die notwendigen Ände-
rungen am Entwurf gemein-
sam zu beraten.

Initiative für Kinder-
wunschbehandlung

Landtag europapolitisch gut aufgestellt

Ein neues Bürgerforum im Fernsehformat gewinnt Gestalt und Schwung. 
Das ist das Fazit nach der ersten Sendung der neuen Diskussions- und 
Gesprächsreihe „Auf ein Wort – Bürger reden Klartext“. Im Erfurter 
Traditionsgasthaus „Am Hopfenberg“ standen Mike Mohring, Staatskanz-
leiministerin Marion Walsmann, der Bildungspolitiker Volker Emde und 
CDU-Stadtratsfraktionsvorsitzender Michael Panse Dienstagabend den 
Bürgern Rede und Antwort. 25 Fragen waren vor Sendung eingegangen. 
Schule, Schuldenbremse, Energiepolitik und der Schutz vor gefährlichen 
Tieren bewegten den Bürgerstammtisch. Alle Fragen und Antworten auf: 
www.aufeinwort.info.

Paare, die ungewollt kinderlos 
sind, sollen bei der sogenann-
ten Kinderwunschbehand-
lung finanziell stärker durch 
den Bund unterstützt wer-
den. Dafür soll Thüringen sich 
im Bundesrat einsetzen. Ei-
nen entsprechenden Antrag 
hat der Landtag jetzt verab-
schiedet und damit ein Vor-
haben umgesetzt, für das sich 
vor allem die Abgeordnete 
Beate Meißner eingesetzt hat. 
Hintergrund: Bis 2004 zahlte 
die Krankenkasse die Kinder-
wunschbehandlung vollstän-
dig, seither nur zur Hälfte. Die 
Zahl der künstlichen Befruch-
tungsversuche ging daraufhin 
deutlich zurück. Ziel Thürin-
gens ist, dass der Bund 25 Pro-
zent der Kosten übernimmt.

Der Landtag hat ein neues Rah-
mengesetz zur Mittelstands-
förderung verabschiedet. Nach 
Angaben des Wirtschafts-
experten der CDU-Frakti-
on, Gerhard Günther, werden 
Aufgaben wie die Fachkräftesi-
cherung, die Steigerung der In-
novationskraft und der Abbau 
bürokratischer Belastungen 
für Kleinstbetriebe in diesem 
„Grundgesetz der Wirtschafts-
förderung“ stärker berücksich-
tigt. Das Landesparlament gab 
überdies grünes Licht für eine 
einheitliche Vergabeplattform. 
„Ziel ist, dass der Mittelstand 
alle öffentlichen Ausschrei-
bungen an einer Stelle im Netz 
findet“, sagte Günther.
Vertretbar ist für Günther auch 
der Kompromiss zum lange 
umstrittenen Vergabegesetz. 
Vergabefremde Kriterien grei-
fen erst für Betriebe mit 25 und 
mehr Mitarbeitern und betref-
fen damit den größten Teil des 
Mittelstands nicht. Stark ge-
macht hat sich die CDU aller-
dings für eine Bezahlung min-
destens auf Tarifniveau. „Wir 
stehen für leistungsgerechte 
Löhne“, so Günther.

Gustav Bergemann im Gespräch 
mit Burgi Volgger, der Bürgerbe-
auftragten Südtirols.

Der Landtag hat eine Vereinba-
rung mit der Landesregierung 
geschlossen, die seine Mit-
wirkungsrechte in Europaan-
gelegenheiten sichert. Maß-
geblichen Anteil daran hat 
der europapolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion, Gustav Ber-
gemann. Für das Parlament 
ist laut Bergemann wichtig, 
„rechtzeitig reagieren zu kön-

nen, wenn Thüringer Interes-
sen berührt sind. Die verein-
barten Verfahren stellen dies 
sicher.“ Der größte Erfolg ist für 
den Europapolitiker, dass die 
Landesregierung sich verpflich-
tet, im Bundesrat nicht gegen 
ein Votum des Landtags zu 
stimmen, wenn durch die Po-
litik der EU Gesetzgebungszu-
ständigkeit des Landes betrof-
fen ist.
Bergemann vertritt die Interes-
sen Thüringens auch in dem 
zum Europarat gehörenden 
Kongress der Gemeinden und 
Regionen Europas (KGRE). „Der 
Erfahrungsaustausch in die-
sem Forum ist wichtig, weil 
er den Blick für die Interessen 
der Regionen und Kommu-
nen schärft und eine gemein-
same Interessenvertretung er-
möglicht“, sagte er anlässlich 
der Frühjahrstagung des Rates 
in Straßburg. Wie er mitteilte, 
wird der Europarat Deutsch-
land im Mai 2011 einem „Demo-
kratie-Monitoring“ unterzie-
hen, bei dem die kommunale 
Selbstverwaltung im Mittel-
punkt steht. 
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„Die Gesellschaft darf heute nicht wegsehen“
Der Schwur von Buchenwald – Verpflichtung zum Engagement gegen Neonazis

Der 55.000 ermordeten und 
250.000 eingekerkerten Häft-
linge des Konzentrationslagers 
Buchenwald gedachten am 11. 
April auf dem Ettersberg bei 
Weimar auch Bodo Ramelow, 
Vorsitzender der Fraktion DIE 
LINKE im Thüringer Landtag, 
und Knut Korschewsky, MdL. 
Die Politiker nahmen an einem 
Gedenkrundgang im ehema-
ligen Häftlingslager teil. Be-
wegende Worte fand während 
der Gedenkveranstaltung der 
1921 geborene Ottomar Roth-
mann, der letzte noch leben-
de Einwohner von Weimar, 
der im KZ Buchenwald einge-
kerkert war. Er erinnerte an 
die Befreiung des Lagers: „Wir 
waren frei – durch die Kämp-
fer von innen und außen!“ Vor 
66 Jahren waren Einheiten die 
US-Armee auf das Konzentrati-
onslager vorgerückt, während 
eine Widerstandsgruppe einen 
Teil der SS-Wachen überwäl-

tigen konnte. Der Schwur von 
Buchenwald sei Verpflichtung 
zum Engagement gegen Neo-
nazis, so Rothmann.
Bodo Ramelow und weitere 
Landtagsabgeordnete der 
Linksfraktion hatten auch an 
der Gedenkveranstaltung zur 
Befreiung des Konzentrati-
onslagers Mittelbau-Dora teil-
genommen und waren am 
17. April der Einladung des In-

ternationalen Komitees Bu-
chenwald-Dora und Komman-
dos (IKBD) zum Mahnen auf 
dem Etterberg gefolgt. 
In einer Pressemitteilung be-
tonte der Fraktionsvorsitzen-
de der LINKEN die Aktualität 
der Gedenkveranstaltungen. 
Die Gesellschaft dürfe heute 
nicht wegsehen, wenn Rechts-
extremisten Anschläge verü-
ben und gegen Menschen het-
zen, sie dürfe sich nicht an das 
Vorhandensein rechtsextremi-
stischer Parteien als vermeint-
liche Normalität in einer plu-
ralen Gesellschaft gewöhnen. 
„Rechtsextremismus und de-
ren Protagonisten stehen au-
ßerhalb eines jeden denkbaren 
Konsens einer demokratisch 
verfassten Gesellschaft. Neo-
nazismus braucht eine deut-
liche Gegenreaktion, damit 
nicht wieder entsteht, was hät-
te nie entstehen dürfen“, sagte 
Bodo Ramelow.

„Girls‘Day“ 2011 – erlebnisreicher Tag in der Linksfraktion
Zum „Girls‘Day“ 2011, dem bun-
desweiten „Mädchenzukunfts-
tag“, hatten auch die Abge-
ordneten der Fraktion DIE 
LINKE im Thüringer Landtag 
am 14. April interessierte Mäd-
chen nach Erfurt eingeladen. 
Nach der Begrüßung durch Ka-
rola Stange, gleichstellungspo-
litische Sprecherin der Links-
fraktion, konnten sie zunächst 
auf der Besuchertribüne an 
der Plenarsitzung teilnehmen. 
Ein Vortrag der Landtagsver-
waltung informierte über die 
Arbeit des Landesparlaments, 

eine Führung in der Fraktion 
machte mit dem Arbeitsall-
tag von Abgeordneten 
und Mitarbeiter/-innen 
bekannt. Da es auch ein 
wichtiges Anliegen des 
„Girls‘Days“ ist, Mäd-
chen für technische Be-
rufe zu interessieren, bot 
die Linksfraktion als Hö-
hepunkt ein Praxisprojekt 
mit Solarbaukästen an. 
Partner war das Kinderso-
larzentrum „Prof. Solarius“ e.V. 
aus Suhl, das die Landtagsab-
geordnete Ina Leukefeld in die 

Fraktion eingeladen hatte. Un-
ter Anleitung  von Matthias Re-

der vom Kindersolarzentrum 
montierten die Mädchen funk-
tionsfähige SolarBiker.

Schulreform nicht 
über Köpfe hinweg

Regenerativ, regional 
und dezentral Freundschaftliche Koexistenz zwischen Tier und Mensch

die Gefahren, die von Hunden 
ausgehen, weitgehend ausge-
schlossen werden, lehnt aber 
eine „Rasseliste“ als bloßen Ak-
tionismus ab. Der gemeinsame 
Fototermin geriet denn auch 
zur entspannten Demonstra-
tion nicht nur von friedlicher, 
sondern von freundschaft-

licher Koexistenz zwischen 
Tier und Mensch. Über Rame-
lows Hund Attila hatte schon 
das Nachrichtenmagazin „Der 
Spiegel“ berichtet: der begrü-
ße „unpolitisch jeden freund-
lich schwanzwedelnd, egal ob 
Genosse oder Gegner“.

Gemeinsam mit ihren Vier-
beinern hatten sich kürzlich 
Abgeordnete und Mitarbei-
ter der Linksfraktion vor dem 
Landtagsgebäude getroffen. 
Man sei nicht sprichwörtlich 
„auf den Hund gekommen“, 
betonte Bodo Ramelow au-
genzwinkernd. Mit der Akti-
on solle viel mehr auf den An-
satz der Fraktion hingewiesen 
werden: Gefährdungen ande-
rer Menschen gehen nicht pri-
mär von Hunden aus, sondern 
von unverantwortlich han-
delnden Hundebesitzern. „Das 
Problem ist immer am ande-
ren Ende der Leine“, brachte 
die Abgeordnete Sabine Ber-
ninger die Position auf den 
Punkt. Deshalb spricht sich DIE 
LINKE zwar für eine landesge-
setzliche Regelung aus, durch 

Angesichts ak-
tueller Diskussi-
onen zur Novel-
le der Thüringer 
Schulordnung 
erklärte die LIN-
KE Bildungs-
politikerin Mi-
chaele Sojka: 
„Das, was Mini-

ster Matschie jetzt an Umge-
staltungen im Thüringer Schul-
system vorschlägt, ist längst 
überfällig. Dies allerdings über 
die Köpfe der betroffenen Leh-
rer, Schüler und Eltern hinweg 
zu tun, ist der völlig falsche 
Weg. Längeres gemeinsames 
Lernen, Stärkung reformpäda-
gogischer Ansätze, individu-
elle Förderung – dafür müs-
sen alle am Bildungsprozess 
beteiligten Akteure gewonnen 
und motiviert werden, und vor 
allem sind dazu die notwen-
digen personellen und son-
stigen Voraussetzungen an 
den Schulen zu schaffen. Eine 
Bildungsreform, ausgetragen 
auf den Rücken der Pädagogen 
und damit zu Lasten der Bil-
dungsqualität, lehnen wir ab.“

„Wir brauchen eine andere 
Stromnetz-Philosophie, wenn 
wir es mit der Energiewen-
de ernst meinen“, betonte der 
LINKE-Fraktionschef Bodo Ra-
melow und nannte die Stich-
worte regenerativ, regional 
und dezentral. „Energie kann 
und muss künftig konsequent 
dort erzeugt werden, wo sie 
gebraucht wird. Das bedeutet 
im Umkehrschluss, zusätzliche 
gigantische Leitungssysteme 
quer durch die Republik sind 
unnötig. Unser Fokus sollte auf 
einer völlig neuen Netzstruk-
tur, dem Energiesparen, neuen 
Managementsystemen, neu-
en Speichertechniken und vor 
allem neuen, öffentlichen und 
gemeinwohlorientierten Eigen
tumsstrukturen liegen.“



Als „wirtschaftspolitischen Mei
lenstein für Thüringen“ hat 
SPD-Fraktionsvorsitzender Uwe 
Höhn die Verabschiedung des 
Vergabegesetzes für den Frei-
staat bezeichnet. Höhn lobte 
die Weitsicht und das Verant-
wortungsbewusstsein der Ab-
geordneten des Thüringer 
Landtags. Mit ihrem Ja zum 
Vergabegesetz hätten sie einen 
wichtigen Beitrag zum Schutz 
vor Lohndumping geleistet - 
sowohl aus Sicht der Arbeit-
nehmer als auch aus Sicht der 
Unternehmer. Höhn verwies 
auf die Arbeitnehmerfreizügig-
keit, die ab 1. Mai dieses Jahres 
in Kraft tritt. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende: „Mit diesem Ge-
setz sorgen wir für mehr Ord-
nung und Sicherheit auf dem 
Arbeitsmarkt. Damit gilt in 
Thüringen ein neuer Maßstab 
in Sachen guter Arbeit.“

Vergabegesetz: 
Neuer Maßstab 
in Sachen guter Arbeit 
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Der Politikverdrossenheit entgegenwirken
Schülerinnen der Regelschule in Obermaßfeld waren am Girls’Day Gäste der SPD-Fraktion

Am bundesweiten Aktionstag 
Girls’Day hatte auch die SPD-
Fraktion interessierte Schüle-
rinnen in den Landtag eingela-
den, um ihnen die Möglichkeit 
zu bieten, sich über die vielfäl-
tigen Berufsmöglichkeiten im 
Thüringer Landtag zu infor-
mieren.
Zwei Schülerinnen der Staatli-
chen Regelschule „Im Werratal“ 
in Obermaßfeld-Grimmenthal 
nahmen auf Einladung des 
SPD-Abgeordneten Rolf Bau-
mann an einem Programm der 
Landtagsverwaltung teil. „Wie 
in so vielen anderen Berufen 
sind die Frauen auch in der Po-
litik leider noch zu wenig ver-
treten. Ich möchte den Schü-
lerinnen nahe bringen, wie 
spannend Politik sein kann und 
wie wichtig Politik auch bereits 
für Mädchen ihres Alters ist“, 
sagte Baumann. Er wolle gera-
de bei jungen Menschen Vor-
urteile abbauen helfen, um da-
mit der Politikverdrossenheit 
vieler entgegenzuwirken.
Das Programm der Landtags-
verwaltung beinhaltete so-
wohl die Vorstellung von Aus-
bildungsberufen, wie etwa den 

einer Fachangestellten für Me-
dien- und Informationsdienste, 
als auch einen fiktiven Einstel-
lungstest und vieles mehr. Na-
türlich sollte dabei auch das 
Hereinschnuppern in das po-
litische Geschäft nicht zu kurz 
kommen, so dass die 15 und 16 
Jahre alten Mädchen mit Rolf 
Baumann und anderen Abge-
ordneten ins Gespräch kamen 

und die Gelegenheit erhielten, 
an der Plenarsitzung teilzuneh-
men. Im Anschluss an das Pro-
gramm zeigten sich die Mäd-
chen begeistert. „Besonders 
gut hat mir die Plenarsitzung 
gefallen“, sagte die 15-jährige 
Josephine und widersprach da-
mit Stimmen, wonach Politik 
und Politiker immer nur lang-
weilig sein müssten.

Besuchten am Girls’Day die SPD-Fraktion: Die Schülerinnen Josephine 
Lippitz und Nicola-Bianca Anders (von rechts) mit dem Landtagsabgeord-
neten Rolf Baumann.

Mit Eindämmung von Leiharbeit Abwanderung stoppen
Wirtschaftspolitiker Lemb: Thüringen hat als Niedriglohnland keine Zukunft 

Der wirtschaftspolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Wolf-
gang Lemb, hat die jüngste 
Initiative des Thüringer Mini-
steriums für Wirtschaft, Arbeit 
und Technologie zur Eindäm-
mung der Leiharbeit gegen An-
griffe aus der Thüringer Wirt-
schaft verteidigt. 
„Es ist richtig, dass das Wirt-
schaftsministerium die fi-
nanzielle Förderung von 
Unternehmen künftig an ge-
sellschaftspolitische wichtige 
Kriterien koppelt“, sagte Lemb. 
„Fakt ist, dass wir Thüringen 
nicht voranbringen, indem wir 
es als Niedriglohnland positio-

nieren.“ Stattdessen müssten 
alle zur Verfügung stehenden 
Instrumente genutzt werden, 
um Thüringen fit für die Zu-
kunft zu machen. 
Dazu gehöre auch, Fehlent-
wicklungen wie dem massiven 
Anwachsen der Zeitarbeit in 
Thüringen entgegenzutre-
ten. „Wir brauchen Ordnung 
auf dem Arbeitsmarkt - pre-
käre Beschäftigung müssen 
wir im Interesse unserer Thü-
ringer Beschäftigten soweit 
wie möglich zurückdrängen“, 
so Lemb. So sollten Leiharbei-
ter möglichst dauerhaft in 
die Stammbelegschaften in-

tegriert werden. Der Wirt-
schaftspolitiker betonte aber 
auch, dass ungeachtet der 
neuen Regelungen genügend 
Spielraum bleibe, Leiharbeit 
als Instrument zur Abfede-
rung von Auftragsspitzen zu 
nutzen. 
Die Förderung prekärer Be-
schäftigung aus Mitteln des 
Steuerzahlers werde hinge-
gen ausgeschlossen. „Leihar-
beit darf nicht zur Regel wer-
den, sondern muss Ausnahme 
bleiben“, stellte Lemb klar. 
„Somit leisten wir auch einen 
wichtigen Beitrag, die Abwan-
derung zu stoppen.“

SPD-Landtagsfraktion besuchte
Finanzamt und Finanzgericht 
Ende März besuchten die Mitglieder des Ar-
beitskreises für Haushalt, Finanzen, Justiz und 
Europa der SPD-Landtagsfraktion das Finanz-
amt und das Finanzgericht in Gotha. Mit Hu-
bert Mohr, dem Präsidenten des Thüringer 
Finanzgerichts, sprachen die Landtagsabge-
ordneten Dorothea Marx und Matthias Hey, 
Justiz-Staatssekretär Prof. Dr. Dietmar Herz so-
wie SPD-Finanzexperte Dr. Werner Pidde (von 
links). Vor dem Hintergrund der schwierigen 
Haushaltslage und der Bevölkerungsentwick-
lung des Freistaates Thüringen ging es vor 
allem um die bauliche Unterbringung, die IT-
Ausstattung und die personelle Besetzung 
von Amt und Gericht.

Mühlbauer lobt 
ökologischen Landbau:
„Wichtig für die Zukunft
 des ländlichen Raums“

Eleonore Mühl-
bauer, agrarpoli-
tische Sprecherin 
der SPD-Fraktion, 
hat die Landtags-
Debatte zum öko
logischen Land
bau in Thüringen 

begrüßt: „Der ökologische  
Landbau hat sich in den letz-
ten zwanzig Jahren zu einem 
Erfolgsmodell entwickelt. Er 
hat sich als krisenfeste be-
triebswirtschaftliche Alter
native zur konventionellen 
Landwirtschaft auch in Thürin-
gen etabliert und leistet einen 
wichtigen Beitrag zum Klima- 
und Artenschutz.“ Auch trage 
diese Form der Landwirtschaft 
in besonderem Maße zur Er-
haltung der Boden- und Was-
serqualität bei. „Vor diesem 
Hintergrund müssen wir die 
Rahmenbedingungen dafür 
weiter verbessern. Denn der 
ökologische Landbau in Thü-
ringen hat noch großes Poten-
tial“, so Mühlbauer .
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Schwarzer Tag für den Mittelstand in Thüringen
Landtag beschließt Vergabegesetz gegen die Stimmen der FDP 

„Was lange währt, 
wird nicht besser“, 
kritisierte der wirt-
s c h a ft s p o l i t i s c h e 
Sprecher der FDP-
L a n d t a g s f r a k t i -
on Thomas L. Kem-
merich das mit den 
Stimmen der Re-
gierungsfraktionen 
beschlossene Ver-
gabegesetz der Lan-
desregierung. Sozio-
ökologische Kriterien, 
Geschlechterquo-
te, Ausbildungsquo-
te und Tariftreue ‑ mit solchen 
vergabefremden Kriterien wer-
de künftig die Vergabe öffent-
licher Aufträge in Thüringen 
„ideologisch gesteuert“, so 
der liberale Wirtschaftsexper-
te. Das sei keine Mittelstands-
förderung, sondern sende 
„schlechte Signale aus Thü-
ringen für die Wirtschaft“. Mit 
Blick auf die Anhörungen zum 

Gesetz listete Kemmerich die 
ablehnenden Verbände auf ‑ 
bis hin zum DGB. Außerhalb der 
Regierungskoalition habe das 
Gesetz keinerlei Fürsprecher. 
„Sieht so Bürgerbeteiligung 
aus?“, prangerte Kemmerich 
die Ignoranz des Wirtschafts-
ministers an. Auch dass nach 
den massiven Protesten sei-
tens der Wirtschaft und der 

FDP die Regelungen 
jetzt nur für Firmen 
mit mehr als 25 Mit-
arbeitern gelten, sei 
ein schwacher Trost, 
so Kemmerich. Schon 
zuvor sei das Verga-
beverfahren zu bü-
rokratisch gewesen 
und habe die klei-
nen und mittleren 
Unternehmen vor 
große Probleme ge-
stellt. Nach den neu-
en Vorschriften sei 
zu befürchten, dass 

sich Thüringer Unternehmen 
nicht mehr an öffentlichen 
Ausschreibungen beteiligen 
könnten, beklagte der parla-
mentarische Geschäftsfüh-
rer Dirk Bergner, der von Beruf 
Bauingenieur ist. Der Tag gehe 
deshalb als „schwarzer Tag für 
die Thüringer Wirtschaft“ in 
die Parlamentsgeschichte ein. 

Landesregierung 
mauert weiter
FDP-Innenpolitiker Bergner 
fordert endlich Offenheit

„Es ist richtig, wenn der Land-
tag eine umfassende Informa-
tion durchsetzt.“ Das sagt FDP-
Innenexperte Dirk Bergner mit 
Blick auf die Plenarsitzung im 
April. Die Regierung müsse 
endlich auf Offenheit setzen 
und begreifen, dass das Zu-
rückhalten von Informationen 
bestenfalls Misstrauen schüre, 
so der parlamentarische Ge-
schäftsführer der FDP im Thü-
ringer Landtag weiter. „Für uns 
ist es völlig inakzeptabel, wenn 
sich der Eindruck aufdrängt, 
dass das Innenministerium an 
das eigene Handeln nicht die-
selben strengen Maßstäbe an-
legt, die jeder ehrenamtliche 
Bürgermeister einzuhalten 
hat“, unterstreicht der FDP-Po-
litiker, der selbst Bürgermeister 
der Ostthüringer Kleinstadt 
Hohenleuben ist. Deshalb sei 
es richtig, das Thema auf die 
Tagesordnung zu setzen, nach-
dem auch die Ausführungen 
im Finanzausschuss als „nicht 
hinreichend“ bewertet werden 
müssten, wie FDP-Finanzpoli-
tiker Lutz Recknagel bestätigt. 
„Die FDP erwartet, dass nicht 
länger Versteck gespielt wird“, 
so Bergner weiter. Innenmi-
nister Jörg Geibert verspiele 
sonst die Chance, als Han-
delnder wahrgenommen zu 
werden, der zu Beginn seiner 
Amtszeit für Ordnung sorge. 
„Ich hoffe, dass die Regierung 
jetzt das Parlament endlich 
so ernst nimmt, dass weitere 
Schritte nicht erforderlich wer-
den.“

FDP-Fraktion auf Tour im Saale-Orla-Kreis 
Wirtschaft, Soziales und Bildung im Fokus der Liberalen 

Die Schulden von heute sind die Steuern von morgen
FDP-Fraktion möchte Schuldenuhr an prominenter Stelle im Landtag installieren

„Die Schulden von heute sind 
die Steuern von morgen“, 
mahnt der FDP-Haushaltsex-
perte Lutz Recknagel. 239 Tage 
vor der voraussichtlichen Ver-
abschiedung des Haushalts für 
2012 rückt die FDP-Landtags-
fraktion das drängende Pro-
blem der Staatsverschuldung 
erneut in den Fokus. In einem 

Schreiben an 
Landtagsprä-
sidentin Birgit 
Diezel (CDU) 
bitten Reckna-
gel und Frakti-
onschef Uwe 
Barth, die von 
den Liberalen 
angeschaffte 
„Schuldenuhr“ 
an einem pro-
minenten Ort 
im Landtag zu 

installieren. Eine Rekordver-
schuldung von zurzeit mehr 
als 16,2 Mrd. Euro und ein dra-
stischer Einnahmerückgang 
in einer Größenordnung von 
2 bis 3 Mrd. Euro bis zum Jahr 
2020 seien alarmierende Zah-
len. „Deshalb ist es notwendig, 
nicht nur verbal während der 
Plenarsitzungen, sondern auch 

anderweitig auf die schwie-
rige Finanzlage des Freistaats 
aufmerksam zu machen“, 
schreiben die beiden FDP-Ab-
geordneten an die Landtags-
präsidentin. Ähnlich wie dies 
im Jahr 2007 bereits einer Frak-
tion im Landtag von Schles-
wig-Holstein gestattet worden 
sei, sollte sich die Landtagsver-
waltung in Thüringen dem An-
sinnen der Liberalen nicht ver-
schließen. „An einem für die 
Abgeordneten, die Regierungs-
mitglieder und die Besucher 
des Thüringer Landtages gut 
einseh- und damit wahrnehm-
baren Platz soll die Schulden-
uhr nicht nur informieren, son-
dern auch mahnen und auf die 
persönliche Verantwortung je-
des Abgeordneten und jedes 
Regierungsmitgliedes hinwei-
sen.“ 

Zu einer öffentlichen Frak-
tionssitzung war die FDP 
am 30. März im Ratskeller 
von Pößneck zu Gast. Am 
Vormittag hatten die Fach-
sprecher der Fraktion Un-
ternehmen und Einrich-
tungen im Saale-Orla-Kreis 
besucht. Der Arbeitskreis 
Wirtschaft, Finanzen und 
Innenpolitik besuchte die 
Zellstoff- und Papierfa-

brik Rosenthal GmbH in 
Bad Blankenstein und das 
Pumpspeicherkraftwerk an 
der Bleilochtalsperre. Die 
FDP-Abgeordneten Franka 
Hitzing und Marian Kop-
pe waren an der Michaelis 
Förderschule in Bad Loben-
stein (Foto) und im Mehr-
generationenhaus in Pöß-
neck zu Gast. 
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Für eine moderne und offene Gesellschaft
Grundlage für eine zeitge-
mäße, emanzipierte und nach-
haltige Familienpolitik muss es 
sein, den Kinderwunsch zu för-
dern und zu ermöglichen. 
Dazu müssen Prioritäten rich-
tig gesetzt und Weichen richtig 
gestellt werden. In einem ent-
sprechenden Antrag fordern 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
deshalb unter anderem  die 
Umwandlung des Ehegatten-
splittings in eine Individualbe-
steuerung mit übertragbarem 
Höchstbetrag, die Einführung 
einer bedarfsdeckenden Kin-

dergrundsicherung oder die 
Förderung der ökonomischen 
Selbstständigkeit von jungen 
Erwachsenen. Die Ursachen 
gewollter und ungewollter 
Kinderlosigkeit müssen kon-
sequent und nachhaltig ange-
gangen werden.
Ein Sorgenkind der Thüringer 
Familienpolitik bleibt auch die 
Stiftung FamilienSinn. Auf Bit-
ten der bündnisgrünen Frak
tion beauftragte der Sozialaus-
schuss im vergangen Sommer 
die Prüfung der Stiftung durch 
den Landesrechnungshof. Jetzt 

Beschaffung im Ministerium wirft viele Fragen auf
Carsten Meyer: Wir kümmern uns um Altlasten

Als junge Fraktion im Landtag 
dürfen wir uns neben der aktu-
ellen Politik auch immer häu-
figer mit Vorhaben auseinan-
der setzen, die teilweise weit in 
die Zeit der Regierung Althaus 
zurückreichen.

Ein komplexeres Beispiel da-
für ist die Praxis, mit der in den 
vergangenen Jahren Polizeiau-
tos, Hubschrauber oder Über-
wachungstechnik im Innen-
ministerium ausgeschrieben 
und beschafft wurden. In ei-
ner Sondersitzung des Haus-
haltsausschusses haben wir 

viele Fragen zu diesen Vorfäl-
len gestellt. Viele wurden nach 
unserem Verständnis aber nur 
unzureichend beantwortet. Da 
sich mittlerweile auch schon 
die Staatsanwaltschaft Erfurt 
wegen des Verdachtes der Un-
treue mit den aktuell sechs 
verschiedenen Vorgängen be-
fasst, hoffen wir auf schnelle 
und umfassende Aufklärung.

Unsere Fraktion wird darüber 
hinaus darauf dringen, dass für 
die Zukunft die Auschreibungs- 
und Vergabepraxis aller Mini-
sterien untersucht wird.

ist zudem zu klären, ob bei ih-
rer Gründung geltendes Bun-
desrecht verletzt wurde und 
ihr damit das rechtliche Fun-
dament fehlt. 

Die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, Astrid Rothe-Beinlich (hier neben Landtagsvizepräsi-
dentin Dr. Birgit Klaubert), war am 12. April bei „Jugend debattiert“ im 
Plenarsaal dabei. Sie betonte, dass frühes politisches Engagement die 
Identifikation mit der Demokratie stärkt.

Ökolandbau droht Ungemach

Die Landtagsfraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN hat das 20-
jährige Jubiläum des Ökoland-
bau-Fördervereins „Thüringer 
Ökoherz e.V.“  zum Anlass ge-
nommen, um im Plenum über 
die Situation des ökologischen 
Landbaus im Freistaat zu dis-
kutieren. 

Impulse nicht wahrgenommen
Seit dem 1. Mai steht der deut-
sche Arbeitsmarkt Arbeit-
nehmerInnen aus weiteren 
EU-Ländern offen. Für alle glei-
chermaßen gültige Arbeitsbe-
dingungen sind daher uner-
lässlich. 
Deshalb ist die Einführung des 
Thüringer Vergabegesetzes 
ein richtiger Schritt. Die 
zweite Lesung hat jedoch 
erneut gezeigt, dass es kein 
Meilenstein ist. BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN haben bis zur 
Abstimmung mit Anträgen 
versucht, noch wichtige 
Verbesserungen einzubringen. 
„Insbesondere sind die 
Schwellenwerte viel zu niedrig, 
so dass das Gesetz einen Am 1. April war die grüne Europaabgeordnete Heide Rühle in der Land-

tagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Gast. 

Dieser hat sich seit der Wie-
dervereinigung erfolgreich 
entwickeln können. In den 
wichtigsten Parametern liegt 
Thüringen im Mittelfeld des 
bundesdeutschen Länderver-
gleichs. Doch nun droht dem 
Ökolandbau im Freistaat Un-
gemach: Bis zur neuen EU-För-

derperiode im Jahr 2014 sollen 
nicht nur umstellungswillige 
Betriebe von der Umstellungs-
förderung ausgeschlossen 
werden, auch für laufende Ver-
träge soll es bis dahin keine 
Anschlussfinanzierung geben. 
Damit droht ein Umstellungs-
loch.

Aus Sicht der Bündnisgrünen 
ist dies angesichts der Tatsache, 
dass immer mehr der im Han-
del angebotenen Ökoprodukte 
aus Übersee kommen, das völ-
lig falsche Signal. Damit stoppt 
Thüringen die Weiterentwick-
lung einer Erfolg versprechende 
Wertschöpfungskette.    

enormen Bürokratieaufwand 
bedeutet. Dies wurde auch in 
unserem Fachgespräch mit 
Heide Rühle kritisiert“, sagt der 
wirtschaftspolitische Sprecher 
der Grünen, Dirk Adams. 
„Leider wurde auch die zwin-
gende Beachtung sozialer und 
ökologischer Kriterien bei der 
Auftragsvergabe abgelehnt. 
Zudem ist es datenschutz-
rechtlich bedenklich, dass 
für die Kontrollen der Einhal-
tung der gesetzlichen Bestim-
mungen keine eigene Instanz 
geschaffen wird“, sagt Adams 
weiter. Wichtige Impulse für 
ein modernes Vergaberecht 
wurden so nicht wahrgenom-
men. 
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Die Bürgerbeauftragte  
des Freistaats Thüringen 
www.bueb.thueringen.de
Tel.:	 0361  37 71871 
Fax:	 0361  37 71872
Mail:	 buergerbeauftragte@ 
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Thüringer Landesbeauftragter  
für den Datenschutz 
www.thueringen.de/datenschutz
Tel.: 	 0361  37 71900
Fax:	 0361  37 71904
Mail:  poststelle@datenschutz. 
	 thueringen.de

Die Landesbeauftragte  
für die Unterlagen des  
Staatssicherheitsdienstes der  
ehemaligen  DDR
www.thueringen.de/tlstu
Tel.:	 0361  37  71951 
Fax:	 0361  37  71952
Mail: 	 tlstu@t-online.de
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Der Datenschutzbeauftragte

Die Beauftragte für die Stasiunterlagen
Jahresbericht 2010

Datenschutzkonforme Krankenhausinformationssysteme

Unsicherheit der Bürger bei der Anwendung der Thüringer Bauordnung 
(ThürBO)
In § 63 der ThürBO werden in ei-
ner ausführlichen Aufzählung 
alle verfahrensfreien Bauvorha-
ben benannt, für die nach der 
ThürBO kein bauaufsichtliches 
Verfahren, also weder eine Ge-
nehmigung noch eine Anzei-
ge, erforderlich ist. Beispielhaft 
sind dies Gartenhäuschen und 
Garagen. Allerdings erfährt die
se Vorschrift durch die Bestim-
mungen des § 62 (Genehmi-
gungsbedürftige Vorhaben) 
eine Einschränkung, die in der 
Praxis von bauwilligen Bürgern 
oft nicht richtig gedeutet wer-
den und zu breiter Verunsiche-
rung führt. Denn die Genehmi-
gungsfreiheit nach § 63 ThürBO 

oder anderen Bestimmungen 
der ThürBO (§§ 63 a, 74 und 75) 
entbindet nicht von der Ver-
pflichtung zur Einhaltung der 
Anforderungen, die durch öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften 
an Anlagen bzw. Bauvorha-
ben gestellt werden sowie von 
der Pflicht, nach anderen Vor-
schriften erforderliche Geneh-
migungen und Bewilligungen 
einzuholen, und lassen die bau-
aufsichtlichen Eingriffsbefug-
nisse unberührt. Solche öffent-
lich-rechtliche Vorschriften 
können beispielsweise in Sat-
zungen (z. B. Bebauungsplan, 
Vorgartensatzung) der Gemein-
den, bauplanungsrechtlichen 

Vorgaben (Vorschriften über das 
Bauen im Innen- und Außen-
bereich) oder anderen Rechts-
vorschriften (z. B. des Denk-
mal- oder Naturschutzrechts) 
enthalten sein, aufgrund derer 
eine Bebauung auch mit den o. 
g. genehmigungsfreien Bauvor-
haben nicht zulässig ist. Daher 
empfiehlt die Bürgerbeauftrag-
te, sich vor jeder Baumaßnah-
me von der zuständigen Bau-
aufsichtsbehörde beraten zu 
lassen. Auskünfte erhalten Bau-
willige in jedem Fall bei den un-
teren Bauaufsichtsbehörden in 
den Landratsämtern, kreisfreien 
Städten oder Großen kreisange-
hörigen Gemeinden.

In Krankenhäusern wird flä-
chendeckend Informations-
technik genutzt, z. B. um Pa-
tientendaten zu verarbeiten 
und ärztliches Handeln zu pla-
nen und zu dokumentieren. 
Einzelne Kontrollen, aber auch 
Beschwerden sowohl von Pa-
tienten als auch von Kranken-
hausmitarbeitern haben bun-
desweit deutlich gemacht, dass 
die von den Softwareanbietern 
zur Verfügung gestellten Pro-
dukte teilweise datenschutz-
rechtlich unzureichend sind. 
Es liegt aber auch an den Ver-
antwortlichen in den Kranken-
häusern selbst, wenn Beschäf-
tigte der Kliniken Zugriff auf 
höchst sensible Daten haben, 
ohne diese für ihre Arbeit zu 
benötigen. Um zu einem bun-
desweit und trägerübergrei-

fend einheitlichen Verständ-
nis der datenschutzrechtlichen 
Anforderungen an solche Sy-
steme zu gelangen, hat eine 
Expertengruppe der Daten-
schutzkonferenz eine „Orien-
tierungshilfe Krankenhaus-
informationssysteme“ (OH 
KIS) mit rechtlichen und tech-
nischen Hinweisen erarbeitet. 
Dabei wurden im Rahmen von 
Anhörungen Hersteller von 
Krankenhausinformationssy-
stemen, Betreiber und Daten-
schutzbeauftragte von Kran-
kenhäusern mit einbezogen. 
Die Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder ha-
ben die OH KIS in ihrer 81. Kon-
ferenz am 16./17. März 2011 in 
Würzburg zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 
Sie kann im Internet unter 

„www.thueringen.de/daten-
schutz/“ abgerufen werden. 
Für die Softwarehersteller, die 
Krankenhausinformationssy-
steme nutzenden Krankenhäu-
ser und ihre internen Daten-
schutzbeauftragten liegt damit 
erstmals ein Orientierungsrah-
men für eine datenschutzkon-
forme Gestaltung und einen 
datenschutzgerechten Betrieb 
entsprechender Verfahren vor. 
Der Thüringer Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz 
wird die Verabschiedung der 
OH KIS zum Anlass nehmen, 
zeitnah eine Überprüfung ei-
ner repräsentativen Auswahl 
der Krankenhäuser, die öffent-
liche Stellen im Sinne des Thü-
ringer Datenschutzgesetzes 
sind, nach diesem neuen Maß-
stab vorzunehmen.

Am 12.04.2011 hat Hildigund 
Neubert ihren Tätigkeitsbe-
richt für das Jahr 2010 an Land-
tagspräsidentin Birgit Diezel 
übergeben.
Zu den Aufgaben der Landes-
beauftragten gehören Bürger-
beratung, psycho-soziale Be-
treuung, die Unterstützung 
der Bürgerinnen und Bürger 
bei Fragestellungen rund um 
das Stasi-Unterlagen-Gesetz 
sowie die Beratung der Bürge-
rinnen und Bürger zur Reha-
bilitierung nach den SED-Un-
rechts-Bereinigungs-Gesetzen.
Im Berichtszeitraum wurden 
17 Bürgersprechstunden in 
den Rathäusern und Landrats
ämtern in ganz Thüringen 
durchgeführt.

Diese „Vor-Ort“-Beratungsan
gebote, die häufig in Zusam-
menarbeit mit der Bundes-
beauftragten durchgeführt 
werden, sind von 2.416 Bürgern 
genutzt worden. Etwa 1.500 
Personen nutzten das Angebot 
vor allem zur Antragstellung 
auf Akteneinsicht bei der Bun-
desbeauftragten. Ein weiterer 
Schwerpunkt waren Anträge 
nach dem Strafrechtlichen, Ver-
waltungsrechtlichen und Be-
ruflichen Rehabilitierungsge-
setz. Dazu kamen Anträge an 
die Stiftung für ehemalige po-
litische Häftlinge in Bonn nach 
dem Häftlingshilfegesetz und 
Nachfragen zum Auskunfts-
verfahren über das Schicksal 
verstorbener/vermisster An-

gehöriger. Bei vielen Anträ-
gen holen die Betroffenen vor 
oder während des Verfahrens 
telefonische Beratung bei der  
TLStU ein. Diese Gespräche 
werden nicht gesondert stati-
stisch erfasst.
Einen besonderen Schwer-
punkt bildete auch in diesem 
Jahr wieder die Bildungsar-
beit für Jugendliche. So sind 
im Berichtsjahr insgesamt 29 
ein- oder mehrtägige Quel-
len-Zeitzeugen-Projekte mit 
unterschiedlichen Zeitzeugen 
für Schulklassen durchgeführt 
worden. Eine Wanderausstel-
lung, Veranstaltungen und 
die Publikationen richten sich 
auch an erwachsene „Zeitge-
nossen“.


